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INFORMATION 
 
Geltende Landes- und Bundesgesetze sowie Verordnungen können gratis auf der Homepage 
des Bundeskanzleramtes heruntergeladen werden. 
 

http://www.ris.bka.gv.at/ 
 
 

Auszug aus der Indirekteinleiterverordnung 
BGBl. II – Ausgegeben am 10. Juli 1998 – Nr. 222 1127 

 
 
Pflichten des Indirekteinleiters 
§ 5. (1) Eine Indirekteinleitung gemäß § 2 ist vor der erstmaligen Ausübung dem 
Kanalisationsunternehmen 
unaufgefordert und schriftlich mitzuteilen. Die Einleitung darf nicht ohne die 
Zustimmung des Kanalisationsunternehmens erfolgen. 
 
(2) Eine Mitteilung gemäß Abs. 1 ist auch zu erstatten, wenn für die Indirekteinleitung eine 
wasserrechtliche Bewilligung erforderlich ist. 
 
(3) Eine Mitteilung gemäß Abs. 1 hat zumindest jene Angaben zu enthalten, die in Anlage C 
genannt sind. 
 
(4) Der gemäß Abs. 1 mitteilungspflichtige Indirekteinleiter hat dem Kanalisationsunternehmen 
über 

1. die Einhaltung jener Maßnahmen nach Anlage C Z 9 und 10, welche der Mitteilung an 
das Kanalisationsunternehmen zugrunde liegen, 

 
2. die eingeleiteten Abwassermengen und Frachten der maßgeblichen gefährlichen 

Abwasserinhaltsstoffe (Anlage C Z 12) und 
 
3. die Ergebnisse der durchgeführten Eigen- und Fremdüberwachung in einem Zeitraum 

von zwei Jahren zu berichten, sofern das Kanalisationsunternehmen nicht die 
Berichtvorlage in kürzeren Intervallen fordert. 

 
 
 
Anlage C 
Angaben gemäß § 5 Abs. 3 betreffend eine Einleitung von Abwasser in eine 
wasserrechtlich bewilligte Kanalisation 
1. Name und Anschrift des Indirekteinleiters/Betreibers. 
2. Standort des Betriebes (Adresse, sofern nicht identisch mit Z 1). 
3. Branche(n), abwasserrelevante Tätigkeiten, Art und Größe des Betriebes, Anzahl der 

Beschäftigten, Arbeitszeiten (Arbeitstage pro Woche, Arbeitsstunden pro Arbeitstag). 
4. Größe (in m³/d und m³/a) und Art (zB aus öffentlicher Wasserversorgung) des 

Wasserbezuges. 
5. Exakte Angaben zum Ort der Einleitung in die Kanalisation (technische Beschreibung und 

planliche Darstellung mit Angabe der Katastralgemeinde und Parzellennummer) sowie der 
vorhandenen und/oder erforderlichen Abwasserreinigungsanlage(n). 

6. Zeitpunkt und/oder Zeitdauer der Einleitung. 
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7. Herkunftsbereich des Abwassers gemäß § 4 AAEV, bei einer Abwassermischung jeder 
Herkunftsbereich gemäß § 4 AAEV, dem ein Teilstrom zugeordnet werden kann. 

8. In die Überwachung der Abwasserbeschaffenheit einzubeziehende maßgebliche 
Abwasserinhaltsstoffe und -parameter. Werden bei der(n) ausgeführten (angestrebten) 
Tätigkeit(en) nachstehend genannte gefährliche Stoffe verwendet und können diese ins 
Abwasser gelangen, so sind sie trotz der analytischen Erfassung und Überwachung durch die 
Summenparameter Adsorbierbare organisch gebundene Halogene (AOX) oder Ausblasbare 
organisch gebundene Halogene (POX) gesondert anzugeben: 

 
1. Hexachlorcyclohexan 
2. Tetrachlorkohlenstoff 
3. DDT 
4. Pentachlorphenol 
5. Aldrin 
6. Dieldrin 
7. Endrin 
8. Isodrin 
9. Hexachlorbenzol 
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10. Hexachlorbutadien 
11. Chloroform 
12. 1,2-Dichlorethan 
13. Trichlorethen 
14. Tetrachlorethen 
15. Trichlorbenzol (alle Isomere) 

Bei einer Abwassermischung sind die maßgeblichen gefährlichen Inhaltsstoffe gesondert für 
jeden Teilstrom nach § 4 AAEV anzugeben. 

9. Vorgesehene innerbetriebliche Maßnahmen nach dem Stand der Technik zur Vermeidung 
oder Verminderung der Einleitung von maßgeblichen Abwasserinhaltsstoffen gegebenenfalls 
in Verbindung mit den vorgesehenen Maßnahmen zur Entsorgung von Abfällen. 

10. Vorgesehene Abwasserreinigungsmaßnahmen nach dem Stand der Technik, bei einer 
Abwassermischung erforderlichenfalls gesondert für jeden Teilstrom, der sich einem 
Herkunftsbereich nach § 4 AAEV zuordnen läßt. 

11. Für die Einleitung maßgebliche Schwellenwerte nach § 2 Abs. 2 oder 3; bei einer 
Abwassermischung gesondert für jeden Teilstrom, der sich einem Herkunftsbereich gemäß § 
4 AAEV zuordnen läßt. 

12. Einzuleitende Abwassermenge(n) und Stofffracht(en). 
12.1 Für die Einleitung vorgesehene maximale Abwassermenge(n) (in m³/d und m³/h). 
12.2 Bei einer Einleitung von Niederschlagswasser Größe der zu entwässernden Fläche 

einschließlich Oberflächenbeschaffenheit (Retentionsvermögen) und der auf der Fläche 
durchgeführten Tätigkeiten; von dieser Fläche bei einem Niederschlagsereignis der 
Jährlichkeit 1 und der Dauer von 24 Stunden abfließende Wassermenge (in m³/d). 

12.3 Maximale Tagesfrachten (in g/d) der maßgeblichen Abwasserinhaltsstoffe (Z 8) sowie 
maßgebliche Abwassereigenschaften; bei einer Abwassermischung maximale 
Tagesfrachten für maßgebliche gefährliche Abwasserinhaltsstoffe in jedem Teilstrom, der 
sich einem Herkunftsbereich gemäß § 4 AAEV zuordnen läßt. 

13. Häufigkeit der Überwachung im zweijährlichen Berichtszeitraum (§ 5 Abs. 4). 
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Auszug aus dem Wasserrechtsgesetz WRG 1959 
Fassung vom 17.10.2013 

 

Indirekteinleiter 

§ 32b. (1) Wer Einleitungen in eine wasserrechtlich bewilligte Kanalisationsanlage eines anderen 
vornimmt, hat die gemäß § 33b Abs. 3 vom Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft erlassenen Emissionsbegrenzungen einzuhalten. Abweichungen von diesen 
Anforderungen können vom Kanalisationsunternehmen zugelassen werden, soweit dieses sein bewilligtes 
Maß der Wasserbenutzung einhält. Einleitungen bedürfen der Zustimmung des 
Kanalisationsunternehmens. 

(2) Wer mit Zustimmung des Kanalisationsunternehmens Abwasser, dessen Beschaffenheit nicht nur 
geringfügig von der des häuslichen abweicht, in eine wasserrechtlich bewilligte Kanalisation einbringt, hat 
vor Beginn der Ableitung dem Kanalisationsunternehmen die einzubringenden Stoffe, die Frachten, die 
Abwassermenge sowie andere Einleitungs- und Überwachungsgegebenheiten mitzuteilen. Eine 
wasserrechtliche Bewilligung ist nicht erforderlich. Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, 
Umwelt und Wasserwirtschaft kann durch Verordnung jene erforderlichen Daten festlegen, die eine 
Mitteilung an das Kanalisationsunternehmen zu beinhalten hat. 

(3) Der Indirekteinleiter hat dem Kanalisationsunternehmen in Abständen von längstens zwei Jahren 
einen Nachweis über die Beschaffenheit der Abwässer durch einen Befugten zu erbringen. Das 
Kanalisationsunternehmen bleibt dafür verantwortlich, daß seine wasserrechtliche Bewilligung zur 
Einbringung in den Vorfluter nicht überschritten wird. 

(4) Das Kanalisationsunternehmen hat ein Verzeichnis der gemäß Abs. 2 mitgeteilten Einleiter zu 
führen und dieses in jährlichen Intervallen zu aktualisieren. Darüber ist der Wasserrechtsbehörde zu 
berichten. Die Berichte sind Teil des Wasserinformationssystems (§ 59). Den Inhalt und die Häufigkeit 
dieser Berichte hat der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft durch 
Verordnung festzulegen. 

(5) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft hat durch 
Verordnung jene Herkunftsbereiche für Abwasser sowie Mengenschwellen festzulegen, für die auf Grund 
ihrer Gefährlichkeit, des Abwasseranfalles oder auf Grund gemeinschaftsrechtlicher Bestimmungen ein 
Verfahren (§ 114) erforderlich ist. In dieser Verordnung ist auch eine Mitteilungspflicht an das 
Kanalisationsunternehmen im Sinne des Abs. 2 festzulegen. Auf bewilligungspflichtige 
Indirekteinleitungen finden die für Wasserbenutzungen (Wasserbenutzungsanlagen) geltenden 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes sinngemäß Anwendung. 

(6) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft kann ferner 
durch Verordnung nähere Festlegungen über die Überwachung der Emissionsbegrenzungen für 
Einleitungen gemäß Abs. 1 und 5 treffen. 

MMM 

MMM 

Emissionsbegrenzung für Abwasserinhaltsstoffe 

§ 33b. (1) Bei der Bewilligung von Abwassereinleitungen in Gewässer oder in eine bewilligte 
Kanalisation hat die Behörde jedenfalls die nach dem Stand der Technik möglichen Auflagen zur 
Begrenzung von Frachten und Konzentrationen schädlicher Abwasserinhaltsstoffe vorzuschreiben. Bei 
Abwassereinleitungen in eine bewilligte Kanalisation kann dabei die Wirkung bzw. Berücksichtigung der 
Reinigungsleistung einer Abwasserreinigungsanlage bei der Festsetzung der Emissionsgrenzwerte der 
betreffenden Anlage berücksichtigt werden, sofern ein insgesamt gleichwertiges Umweltschutzniveau 
sichergestellt wird und es nicht zu einer höheren Belastung der Umwelt kommt. 

(2) Die Einleitung gefährlicher Abwasserinhaltsstoffe darf nur so weit bewilligt werden, als nach dem 
Stand der Technik die Vermeidung nicht möglich ist und die wasserwirtschaftlichen Verhältnisse, 
insbesondere bestehende Nutzungen und die bereits vorhandene Belastung, eine Einleitung zulassen. 
Gefährliche Abwasserinhaltsstoffe, deren Einleitung auf Grund der Bestimmung des § 33b seit 1. Juli 
1990 befristet bewilligt worden ist, gelten auf die Dauer des Gesamtkonsenses als bewilligt. Anläßlich der  
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Vorlage des Überprüfungsbefundes im Sinne des § 134 Abs. 2 hat der Wasserberechtigte 
darzulegen, ob die Einleitung gefährlicher Abwasserinhaltsstoffe nach dem Stand der Technik weiterhin 
nicht vermeidbar ist. 

MM.. 

 (8) Das Erreichen der nach den vorstehenden Bestimmungen vorgeschriebenen Emissionswerte 
durch Verdünnung des Abwassers ist unzulässig. 

(9) Zur Sicherung einer ausreichenden Abwasserreinigung können Vorschreibungen nach Abs. 1 und 
2 auch für Abwasserteilströme getroffen werden. 

(10) Ist im Einzelfall auf Grund besonderer Umstände mit wirtschaftlich zumutbarem Aufwand das 
Einhalten von nach Abs. 3 verordneten Emissionswerten technisch nicht möglich, darf eine Bewilligung 
der Abwassereinleitung mit weniger strengen Regelungen dann erteilt werden, wenn 
 a) das öffentliche Interesse an der die Einleitung erfordernden Maßnahme jenes an der 

Gewässerreinhaltung überwiegt, oder wenn 
 b) die Überschreitung der Emissionswerte im Hinblick auf die gegebenen wasserwirtschaftlichen 

Verhältnisse vorübergehend hingenommen werden kann. 

Dem Antrag sind die zu seiner Prüfung erforderlichen Unterlagen, insbesondere jene nach § 103 
anzuschließen. Eine solche Ausnahmebewilligung ist kurz zu befristen und mit den gebotenen 
Emissionsbeschränkungen zu versehen. Es besteht die Möglichkeit zur Erhebung einer Amtsbeschwerde 
(§ 116). 

 
 
 

DREIZEHNTER ABSCHNITT 

Von den Übertretungen und Strafen 
Strafen 

 

§ 137. (1) Eine Verwaltungsübertretung begeht und ist, sofern die Tat nicht nach Abs. 2, 3 oder 4 
einer strengeren Strafe unterliegt, mit einer Geldstrafe bis zu 3 630 € zu bestrafen, wer 
 1. eine nach §§ 12b Abs. 1, 22, 23a Abs. 1, 29 Abs. 7, § 29a Abs. 3, 31 Abs. 2, 31a Abs. 4, 32 

Abs. 2 lit. g, 32b Abs. 2 und 4, 56 Abs. 3, 112 Abs. 6 oder 121 Abs. 4 vorgeschriebene Anzeige, 
Meldung oder Mitteilung nicht, trotz vorheriger Aufforderung nicht vollständig oder nicht rechtzeitig 
abgibt; 

MM. 
 8. als Kanalisationsunternehmen nicht die Verzeichnisse der gemeldeten Einleiter führt oder 

aktualisiert (§ 32b Abs. 4); 
MM. 
 22. gemäß § 32b Abs. 3, § 134 oder § 134a vorgeschriebene Nachweise oder Befunde nicht oder 

nicht fristgerecht vorlegt; 
MM. 
 24. Einleitungen in eine Kanalisationsanlage (§ 32b) vornimmt und dabei die gemäß § 33b Abs. 3 

erlassenen Emissionsbegrenzungen oder die vom Kanalisationsunternehmen zugelassenen 
Abweichungen nicht einhält oder die Einleitungen ohne Zustimmung des 
Kanalisationsunternehmens vornimmt; 

 25. durch die ohne wasserrechtliche Bewilligung oder entgegen einer solchen vorgenommene 
Räumung oder Spülung von Kanälen, Stauräumen, Ausgleichsbecken oder durch ähnliche 
Maßnahmen die Beschaffenheit von Gewässern beeinträchtigt (§ 50 Abs. 8). 
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(2) Eine Verwaltungsübertretung begeht und ist, sofern die Tat nicht nach Abs. 3 oder 4 einer 
strengeren Strafe unterliegt, mit einer Geldstrafe bis zu 14 530 €, im Falle der Uneinbringlichkeit mit 
Ersatzfreiheitsstrafe bis zu vier Wochen, zu bestrafen, wer 
MM. 
 5. ohne Bewilligung oder entgegen einer solchen eine gemäß § 32 bewilligungspflichtige Einwirkung 

auf Gewässer oder eine gemäß § 32b bewilligungspflichtige Indirekteinleitung vornimmt; 
MM. 
 8. anzeigepflichtige Maßnahmen (§§ 32b, 34, 114 Abs. 1, 115) in Angriff nimmt, ohne diese drei 

Monate vorher der Wasserrechtsbehörde anzuzeigen. 
 

(3) Eine Verwaltungsübertretung begeht und ist mit einer Geldstrafe bis zu 36 340 €, im Falle der 
Uneinbringlichkeit mit Ersatzfreiheitsstrafe bis zu sechs Wochen, zu bestrafen, wer 
MM. 
 3. Einleitungen in eine Kanalisationsanlage vornimmt, ohne die gemäß § 33b Abs. 3 erlassenen 

Emissionsbegrenzungen oder die vom Kanalisationsunternehmen zugelassenen Abweichungen 
einzuhalten, oder die Einleitungen ohne Zustimmung des Kanalisationsunternehmens vornimmt, 
und dadurch die Funktionsfähigkeit der Abwasserreinigungsanlage oder ein Gewässer schädigt; 

...... 
 


